
F R A N K F U R T E R  A L L G E M E I N E  Z E I T U N G Staat

Der verdrängte
fTtlerror
Bei der Bewertung der
,,Bodenreform" haben
Bundesregierung und
Gerichte Propaganda
der SED übernommen.
Dabei girg es um
existenzvernichtende
Repressionen.

Von
Iohannes Wasmuth

Kunstraub gab es auch noch nach dem
Ende des Dritten Reiches: In der Sowjeti-
schen Besatzungszone wurden Tausende
Großgrundbesitzer und Unternehmer we-
gen ihrer Klassenzugehörigkeit als Nazi-
und Kriegsverbrecher in Repressionsver-
fahren oder gar kraft Gesetzes schuldig ge-
sprochen und auch ihrer Kunstwerke be-
raubt. Was sich dabei abgespielt hat, weiß
freilich kaum jemand. Bundesregierung
und Gerichte haben weitgehend die SED-
Propaganda übernommen. Danach hat es
nur eine der Umgestaltung der Eigentums-
verhältnisse im wirtschaftlichen Bereich
dienende ..Boden- und Wirtschaftsre-
form" ohne individuelle Verfolgung gege-
ben. Dass die verübte Repression damit
verdrängt wird, folgt aus zahlreichen, nun
vorliegenden Dokumenten zur tatsächli-
chen Verfolgung. Ihre Aufarbeitung ist
nach Maßgabe des Strafrechtlichen Reha-
bilitierungsgesetzes noch bis zum 3L. De-
zember 2019 möglich.

Nicht bekannt ist schon, dass sich die
Repressionsmaßnahmen an sowjetischen
Vorbildern orientiert haben. Als Klassen-
und Staatsfeinde hatte Stalin zunächst
Großbauern (,,Kulaken") vertreiben las-
sen. Mit diversen Gruppen Millionen an-
derer,,Feinde" wurden sie Opfer stalinisti-
scher Säuberungen, die der NKWD be-
trieb. Unter Umgehung der Strafjustiz hat
er auf politisches Strafrecht gestützte An-
klagen verfasst und drakonische Strafen
verhängt. Diese Repression wiederholte
sich in der SBZ, getarnt als ,,Boden- und

Wirtschaftsreform". Weil sich die sowjeti-
sche Besatzungsmacht noch bis Mitte
1947 die Internierung von Kriegs- und Na-
ziverbrechern vorbehalten hatte, teilten
sich sowjetische und deutsche Organe die
,,Schmutzarbeit". Deshalb internierte der
NKWD Großgrundbesitzer und Unterneh-
mer als Kriegs- und Naziverbrecher in
Speziallagern, was nach sowjetischen An-
gaben 35 Prozent der Betroffenen nicht
überlebten. Die Schuldfeststellune mit
den kraft Gesetzes eintretenden Sa-nktio-
nen Vermögenseinziehung, Vertreibung
von Haus und Hof, Berufsverbot, Wahl-
rechtsentzug und öffentlicher Tadel lag
dagegen in deutscher Hand. Die damit ins
Werk gesetzten Unrechtsakte waren also
keine Sozialisierung von Betriebsvermö-
gen, sondern Repressionen mit existenz-
vernichtender Wirkung. Bei Internierun-
gen wurde der Tod der Verfolgten be-
wusst in Kauf genommen.

Dass die deutschen Maßnahmen eine
Kopie der stalinistischen Säuberungen wa-
ren, lässt sich etwa anhand der zum sächsi-
schen Volksentscheid vorliegenden Doku-
mente feststellen. Der VolkJentscheid war
propagandistischer Start der,,Wirtschafts-
reform", mit dem das Unrecht zugleich ver-
schleiert wurde, weil am 30. Juni 1946 wr
über die ,,Enteignung der Betriebe von
Nazi- und Kriegsverbrechern" abgestimmt
wurde. Die daneben praktizierte Repressi-
on kam nicht zur Sprache. Die Funktionen
des NKWD übernahm dabei das Wirt-
schaftsministerium. Es installierte anstelle
der,,Dwoikas" aus Mitgliedern des antifa-
schistischen Blocks (SED, CDU, LDP) ge-
bildete Landeskommissionen. Das Wirt-
schaftsministerium erhob Anklagen. Dar-
über entschieden die Kommiss]onen in
Sammelterminen, über die niemand infor-
miert wurde. Eine Verteidigung war ausge-
schlossen. Die den Anklagen zugrunde lie-
genden Tatsachen wurden nicht unter-
sucht. Die Urteile wurden nur kryptisch in
Sammelprotokollen festgehalten. Schuld-
und Freisprüche wurden dann auf Listen
(Liste A: schuldig, Liste B: unschuldig)
übertragen, die noch vom Regierungskabi-
nett zu bestätigen waren.

Die Repression dwch die Landeskommis-
sionen hat damit elementare Garantien des
Strafuerfahrens krass missachtet. Solche
Maßnahmen stellen schwerwiesende Ver-
stöße gegen allgemein anerkannte Men-

schenrechte dar und können deshalb nicht
als Recht anerkannt werden. Dem trägt
auch die mit der Regierung der DDRverein-
barte Gemeinsame Erklärung vom 15. Juni
L990 Rechnung, die in Nr. 9 fih strafrechtli-
che Vermögenseinziehungen selbst dann
eine Rehabilitierung vorsieht, wenn sie un-
ter sowjetischer Besatzung erfolgt sind. Art.
17 des Einigungsvertrages verlangt zudem
die Rehabilitierung aller wesentlich rechts-
staatswidrigen Strafmaßnahmen in SBZ
und DDR. Diese Vorgaben hat der Gesetzge-
ber mit Erlass des Strafrechtlichen Rehabili-
tierungsgesetzes umgesetzt. Danach sind
vom 8. Mai 1945 bis zum 2. Oktober 1990
venibte Strafmaßnahmen aufzuheben.

Warum hat das kein Gericht erkannt? Zu-
nächst sind auch Richter der SED-Prooa-
ganda von der bloßen Enteignung äer
Kriegs- und Naziverbrecher erlegen. L991
erwählt das ..Bodenreformurteil" des Bun-
desverfassungsgerichts nur ein sächsisches
Enteignungsgesetz, nicht aber das Repressi-
onsgeschehen. Die Ermittlung des Sachver-
halts ist freilich nicht Aufgabe dieses Ge-
richts. Sein Urteil gibt deshalb lediglich die
unzureichenden Angaben der Bundesregie-
rung wieder. Dagegen haben die Rehabili-


